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1 Das BVerfG hat entschieden: Solidaritätszuschlag ist (noch) 

verfassungsgemäß 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 26.3.2025 die Verfassungsbeschwerde gegen die 

Erhebung des Solidaritätszuschlags zurückgewiesen. Demnach ist dieser auch über das Jahr 2020 hinaus 

derzeit nicht verfassungswidrig. 

Der Solidaritätszuschlag wurde 1995 wieder als Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und 

Körperschaftsteuer eingeführt, um den durch die deutsche Wiedervereinigung entstehenden finanziellen 

Mehrbedarf des Bundes zu finanzieren. Allerdings ist die Abgabe nicht zweckgebunden, sie kann auch für 

andere Zwecke eingesetzt werden. 

Seit 2021 wird der Solidaritätszuschlag nur noch von natürlichen Personen mit höherem Einkommen und 

Körperschaften erhoben. Im Jahr 2025 zahlen allein Veranlagte ab einer Einkommensteuer von 19.950 € 

und Zusammenveranlagte ab 39.900 € bis zu 5,5 % auf die Einkommensteuer als Solidaritätszuschlag. Der 

volle Zuschlag kommt erst bei einer festgesetzten Einkommensteuer von rund 114.000 € Einzelveranlagung 

bzw. knapp 230.000 € bei Zusammenveranlagten zum Tragen. 

Kapitalgesellschaften, Körperschaften wie z.B. Vereine und Stiftungen, sowie die meisten Kapitalanleger 

zahlen den Solidaritätszuschlag ohne Berücksichtigung einer Freigrenze. 

Die Kläger rügten einen Verstoß gegen Grundrechte, und zwar den Gleichheitsgrundsatz und die 

Eigentumsgarantie. Das BVerfG hat jedoch die Zulässigkeit der Ergänzungsabgabe damit begründet, dass 

ein evidenter Wegfall des wiedervereinigungsbedingten Mehrbedarfs, der zur Aufhebung der Abgabe 

zwingen würde, nicht vorliege. 

Der Gesetzgeber hat nach der Urteilsbegründung einen weiten Spielraum und ist nur bei offenkundiger 

Entbehrlichkeit zur Abschaffung verpflichtet. 

Die Erhebung muss sich auf einen spezifischen, aufgabenbezogenen finanziellen Mehrbedarf stützen wie 

die Folgen der Wiedervereinigung. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, den Fortbestand dieses Bedarfs 

regelmäßig zu überprüfen. Aktuelle Analysen zeigen nach Auffassung des BVerfG, dass auch heute noch 

ein solcher Mehrbedarf besteht, z.B. durch strukturelle Unterschiede zwischen Ost und West. 

Es liegt demnach keine Verletzung der Grundrechte vor, da die Steuerbelastung verhältnismäßig sei und die 

unterschiedliche Behandlung von Steuerpflichtigen sachlich gerechtfertigt, z.B. durch die Nutzung von 

Freigrenzen und Gleitzonen. Der Solidaritätszuschlag bleibt daher (vorerst) verfassungsgemäß.  

2 Keine Umsatzsteuerhaftung des Grundstückserwerbers für unrichtigen 

Steuerausweis des Voreigentümers im Mietvertrag 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass ein Grundstückserwerber nicht für Umsatzsteuerbeträge 

haftet, die der Voreigentümer fälschlich in Mietverträgen ausgewiesen hat. Eine Zurechnung dieses Fehlers 

ist nur möglich, wenn der neue Eigentümer selbst an der Rechnungsausstellung mitgewirkt hat oder sie 

ihm vertretungsrechtlich zuzurechnen ist. 

Die Klägerin erwarb im vom BFH zum entscheidenden Fall ein vermietetes Bürogebäude im Rahmen der 

Zwangsversteigerung. In den bestehenden Mietverträgen hatte der Voreigentümer Umsatzsteuer offen 

ausgewiesen, obwohl es sich um steuerfreie Vermietungsumsätze handelte. Die Klägerin behandelte die 

Mieteinnahmen in ihrer Umsatzsteuererklärung als steuerfrei. Das Finanzamt forderte dennoch 

Umsatzsteuer von der Klägerin wegen vermeintlich unrichtigen Steuerausweises. 
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Dem ist der BFH mit seiner Entscheidung nicht gefolgt, da keine Zurechnung des falschen Steuerausweises 

an die Klägerin erfolgen dürfe, denn diese hatte die Mietverträge nicht selbst abgeschlossen. Ein 

unrichtiger Steuerausweis des Voreigentümers könne der Klägerin nicht automatisch zugerechnet werden. 

Auch der durch die Zwangsversteigerung erfolgte Eintritt der Klägerin in die Mietverhältnisse führt nicht zur 

Übernahme steuerlicher Pflichten aus alten Verträgen. Ohne eigene Mitwirkung könne keine Haftung der 

Klägerin erfolgen. Voraussetzung für die Haftung ist, dass der Steuerpflichtige selbst oder über einen 

Vertreter die Rechnung erstellt hat. Eine bloße Kontobezeichnung als Zahlungsempfänger reicht nicht aus. 

Die Mietzahlungen und Kontoauszüge der Mieter stellen auch keine Gutschriften im steuerlichen Sinne dar. 

Eine stillschweigende Vereinbarung zwischen Klägerin und Mietern zur Ausstellung von Rechnungen lag 

ebenfalls nicht vor. 

Der BFH hob daher das Urteil des Finanzgerichts auf. Die Klägerin schuldete demnach dem Finanzamt keine 

Umsatzsteuer aus den Mieteinnahmen. 

3 BFH hat entschieden: Freiberufliche Einkünfte einer 

Mitunternehmerschaft bei kaufmännischer Tätigkeit durch einen 

Berufsträger 

Freiberufler genießen gewisse steuerliche Privilegien, so müssen sie z.B. keine Gewerbesteuer zahlen und 

sind prinzipiell auch nicht buchführungspflichtig. Da Freiberufler allein oder als Mitunternehmerschaft ihre 

Tätigkeit ausüben können, ist die Kontrolle darüber, welche Tätigkeiten genau ausgeübt werden und ob 

diese als freiberuflich oder gewerblich zu qualifizieren sind, von entscheidender Bedeutung. 

Bei mehreren Personen, die sich zur Ausübung freiberuflicher Tätigkeiten verbunden haben, muss jede 

Person die Anforderungen an die Freiberuflichkeit erfüllen. Erfüllt eine Person die Voraussetzungen nicht, 

besteht die Gefahr, dass nach der sog. Abfärbetheorie die gewerblichen Umsätze einer Person auch die 

aller übrigen Freiberufler „infizieren“ kann und somit sämtliche Umsätze vom Finanzamt als gewerblich 

eingestuft werden.  

Diese Erfahrung musste auch eine Zahnarztpraxis mit mehreren Berufsträgern machen. Einer der Zahnärzte 

war vereinfacht dargestellt innerhalb der Praxis nur in sehr geringem Umfang noch als Zahnarzt tätig und 

beschäftigte sich hauptsächlich mit der Leitung, Verwaltung und Organisation der Praxis, also mit 

kaufmännischen Tätigkeiten. 

In sehr geringfügigem Umfang hatte der Zahnarzt Patienten beraten und hierdurch zahnärztliche Honorare 

generiert. Das Finanzgericht hatte im gerichtlichen Verfahren dem Finanzamt zugestimmt, dass der 

Zahnarzt unzureichend freiberufliche, allerdings gewerbliche Einkünfte erzielt habe und somit die gesamte 

Praxis keine freiberuflichen Umsätze generiert, sondern gewerbliche. 

Gegen die Entscheidung legte die Zahnarztpraxis beim Bundesfinanzhof (BFH) erfolgreich Revision ein. Der 

BFH entschied, dass die Zahnarztpraxis weiterhin insgesamt freiberufliche Einkünfte erzielt habe. Hiernach 

könne eine freiberufliche Tätigkeit für den einzelnen Zahnarzt im Rahmen der Mitunternehmerschaft auch 

durch eine Mit- und Zusammenarbeit stattfinden. Ein Mindestumfang für die nach außen gerichtete, 

qualifizierte Tätigkeit sehe das Gesetz nach jetzt geänderter Auffassung nicht vor. 

4 Beweislast für Differenzbesteuerung bei Gebrauchtwagenkauf 

Ein Gebrauchtwagenhändler wandte im Jahr 2014 ausschließlich die Differenzbesteuerung an, wobei in 29 

Fällen der Verkäufername nicht mit dem Halter übereinstimmte und in 22 weiteren Fällen die 
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Fahrgestellnummern unvollständig oder falsch waren. Das Finanzamt nahm daraufhin Zuschätzungen vor, 

unterstellte Mehrumsätze und nahm die Regelbesteuerung vor.  

Der Bundesfinanzhof bestätigte dies. Die Differenzbesteuerung dürfe nur angewendet werden, wenn die 

Voraussetzungen erfüllt sind und der Händler dies nachweisen kann. Gelingt der Nachweis nicht, ist ein 

Berufen auf Gutgläubigkeit dann nicht möglich, wenn der Händler Unregelmäßigkeiten nicht nachgegangen 

ist. Der Händler muss alles Zumutbare unternommen haben, um Unregelmäßigkeiten aufzuklären. Die 

Gutgläubigkeit muss der Händler nachweisen. Eine rein formalistische Aufzeichnung ist unzureichend. 

Bei abweichenden Halter- und Verkäufernamen ist der Händler verpflichtet, dem nachzugehen sowie 

entsprechende Aufzeichnungen mit Begründungen vorzunehmen und Nachweise zu den Unterlagen zu 

nehmen, z.B. Verkaufsvollmachten. 

Kann der Händler nicht aktiv seine Gutgläubigkeit nachweisen, ist im Zweifel die Regelbesteuerung 

anzuwenden, so wie hier geschehen.  

5 Änderung der Gewinnermittlungsart 

Steuerpflichtige, die freiwillig Bücher führen und Abschlüsse erstellen, sind damit wirksam zur 

Gewinnermittlung durch Betriebsvermögensvergleich übergegangen. Nach einer Außenprüfung ist eine 

Rückkehr zur Einnahmen-Überschuss-Rechnung nicht möglich.  

Im konkreten Fall hatte ein Kläger ab 2012 freiwillig Bücher geführt und für das Jahr 2016 einen 

Jahresabschluss erstellt, den er dem Finanzamt (FA) einreichte. Später, nach einer Außenprüfung und 

einer daraufhin erhöhten Gewinnfeststellung, wollte er rückwirkend zur Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

wechseln, um das Ergebnis zu „glätten“. Dies lehnte das FA ab. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Entscheidung des FA. Er stellte klar, dass die Gewinnermittlung durch 

Betriebsvermögensvergleich der gesetzliche Regelfall ist. Eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung ist 

demnach nur möglich, wenn der Steuerpflichtige weder gesetzlich zur Buchführung verpflichtet ist, noch 

tatsächlich Bücher führt oder Abschlüsse erstellt. 

Wer jedoch freiwillig Bücher führt und Abschlüsse erstellt, wählt damit verbindlich den 

Betriebsvermögensvergleich. Ein späterer Wechsel zurück zur Einnahmen-Überschuss-Rechnung ist nur in 

Ausnahmefällen erlaubt, z.B. bei geänderten wirtschaftlichen Verhältnissen, die hier nicht vorlagen. Zwar 

ist die Berichtigung materieller Fehler rechtlich zulässig. Darum handelt es sich beim Wahlrecht zur 

Gewinnermittlung aber gerade nicht. Eine Berechtigung zur Änderung war daher nicht möglich. 

6 Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines Geschäftsfahrzeugs 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat durch zwei Urteile entschieden, dass die pauschale Besteuerung der 

Privatnutzung eines betrieblichen Fahrzeugs nach der 1-%-Regel rechtmäßig ist, wenn keine ausreichenden 

Tatsachen vorliegen, die den Anscheinsbeweis einer Privatnutzung entkräften. 

In einem Fall ging es um einen im Betriebsvermögen geführten sog. Pickup, der auch privat genutzt werden 

kann. Der Kläger hatte kein Fahrtenbuch geführt, hatte aber geltend gemacht, das Fahrzeug sei nicht privat 

genutzt worden. Das Finanzgericht (FG) hatte diesen Einwand akzeptiert. Der BFH hob das Urteil des FG 

auf, weil der Pickup zum privaten Gebrauch geeignet sei und der Familie des Unternehmers auch außerhalb 

der Arbeitszeiten zur Verfügung gestanden habe. 

Die vom Kläger angeführten Umstände, dass das Fahrzeug für eine private Nutzung zu groß sei und es 

auch andere Fahrzeuge zur Nutzung im Privatvermögen gebe, reichten für eine Erschütterung des 
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Anscheinsbeweises nicht aus. Eine Gesamtschau aller Umstände ergab keinen atypischen 

Geschehensablauf. 

In einem weiteren Verfahren hob der BFH das Urteil des FG auf, weil dieses bei der Prüfung der 

Privatnutzung zweier betrieblich geleaster Luxusfahrzeuge (BMW und Lamborghini) durch den Kläger den 

Maßstab für den Anscheinsbeweis verkannt und die Beweise unzutreffend gewürdigt habe. Auch hier 

gelte, dass betrieblich genutzte Fahrzeuge, die privat zur Verfügung stehen, nach allgemeiner 

Lebenserfahrung mangels Gegenbeweises als auch privat genutzt gelten. Hierbei muss der Steuerpflichtige 

nicht beweisen, dass keine Privatnutzung stattgefunden hat. Er muss aber plausibel darlegen, dass die 

ernsthafte Möglichkeit eines anderen Geschehensablaufs besteht, z.B. durch Nutzung gleichwertiger 

Privatfahrzeuge. 

Der Unterschied zum ersten Verfahren lag darin, dass das FG handschriftliche, teilweise unleserliche 

Fahrtenbücher vorschnell zurückgewiesen hatte, ohne zu prüfen, ob sie zur Erschütterung des 

Anscheinsbeweises geeignet sein könnten. 

Es hatte nach Auffassung des BFH nicht ausreichend geprüft, ob die im Privatvermögen vorhandenen 

Fahrzeuge (Ferrari, Jeep) gleichwertig mit den betrieblichen waren. Damit verletzte das FG die Pflicht zur 

umfassenden Beweiswürdigung. 

7 Ehrenamtliche Tätigkeit im Museum nicht beitragspflichtig 

Ein gemeinnütziger Verein, der ein Museum betreibt, zahlte 4 Personen, die abwechselnd im Bereich des 

Einlasses und der Kasse tätig waren, 5 € pro Stunde. Die Deutsche Rentenversicherung bewertete die 

über der jährlichen Ehrenamtspauschale von 720 € gezahlten Beträge als Arbeitsentgelt. Hierfür sollte der 

Verein sozialversicherungsrechtliche Beiträge nachzahlen. 

Das Sozialgericht wie auch das Hessische Landessozialgericht verneinten hingegen eine Beitragspflicht. Es 

liegt eine unentgeltliche ehrenamtliche Tätigkeit vor. Bei der Zahlung handelt es sich um eine 

Aufwandsentschädigung und kein Arbeitsentgelt, für welches Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten 

wären. 

8 Verstoß gegen hälftige Verteilung des Maklerlohns 

Ein Ehepaar erwarb ein mit einer Doppelhaushälfte bebautes Grundstück. Mit der Vermittlung des Verkaufs 

hatte die Verkäuferin ein Maklerunternehmen beauftragt. Für die Vermittlung der Immobilie entstand 

zugunsten des Maklers gegenüber der Verkäuferin ein Maklerlohnanspruch i.H. von 25.000 €. Der im 

Exposé zunächst vorgesehene Kaufpreis wurde um einen Betrag in dieser Höhe reduziert. Zugleich 

verpflichteten sich die Käufer gegenüber dem Maklerunternehmen zur Zahlung eines Honorars in gleicher 

Höhe, welches sie nach notarieller Beurkundung des Kaufvertrags bezahlten. Eine Maklerlohnzahlung durch 

die Verkäuferin erfolgte nicht. Das Ehepaar verlangte die Rückzahlung des geleisteten Betrags. 

Wird ein Makler nur von einer Partei (Käufer oder Verkäufer) beauftragt, muss die andere nur dann etwas 

an den Makler zahlen, wenn die beauftragende Partei mindestens genauso viel zahlen muss. Der 

Auftraggeber hat also mindestens 50 % der Kosten zu tragen. 

Da im o.g. Fall die Käufer laut Vertrag den Maklerlohn in voller Höhe bezahlen sollten und die Verkäuferin 

als die Partei, die den Maklervertrag abgeschlossen hat, nicht zur Zahlung des Maklerlohns mindestens in 

gleicher Höhe verpflichtet war, führte dies zur Gesamtnichtigkeit des Vertrags mit der Folge, dass die 

Käufer die Rückzahlung des Maklerlohns verlangen konnten. 
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9 Handy am Steuer – Start-Stopp-Automatik schützt nicht vor Bußgeld 

Wer ein Fahrzeug führt, darf sein Mobiltelefon nur benutzen, wenn es dabei weder aufgenommen noch 

gehalten wird – oder wenn der Motor vollständig ausgeschaltet ist. 

In einem vom Kammergericht Berlin entschiedenen Fall stand ein Autofahrer an einer Ampel und bediente 

sein Handy. Das wurde bemerkt und er erhielt einen Bußgeldbescheid. Der Handynutzer gab jedoch an, 

dass der Motor aufgrund der eingebauten Start-Stopp-Automatik abgeschaltet war und er deshalb das 

Handy nutzen durfte. 

Dieser Auffassung folgte das Gericht nicht. Die automatische Motorabschaltung durch Start-Stopp-

Funktion gilt nicht als vollständiges Abschalten des Motors, sondern nur das händische Ausschalten. 

10 Steuerliche Schwerpunkte im Koalitionsvertrag – das sind die Themen 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 26.3.2025 die Verfassungsbeschwerde gegen die 

Erhebung des Solidaritätszuschlags zurückgewiesen. Demnach ist dieser auch über das Jahr 2020 hinaus 

derzeit nicht verfassungswidrig. 

Die neue Bundesregierung bestehend aus CDU/CSU und SPD hat am 9.4.2025 ihren ausgehandelten 

Koalitionsvertrag vorgestellt. Am 6.5.2025 hat die Bundesregierung mit der Wahl von Friedrich Merz (CDU) 

zum neuen Bundeskanzler ihre Arbeit aufgenommen. Zum neuen Finanzminister wurde Lars Klingbeil (SPD) 

ernannt. 

Steuerlich sind verschiedene Maßnahmen für Unternehmen, Privatpersonen und im Bereich der 

Gemeinnützigkeit vorgesehen. Sämtliche Entlastungen stehen unter dem sog. Finanzierungsvorbehalt, 

werden also nur dann umgesetzt, sofern die finanziellen Mittel für die konkreten Maßnahmen vorhanden 

sind. Steuererhöhungen sind nicht vorgesehen, wurden jedoch auch nicht ausgeschlossen. Der 

Solidaritätszuschlag, den das Bundesverfassungsgericht erst Ende März 2025 für (noch) 

verfassungsgemäß erklärt hatte, soll beibehalten und nicht abgeschafft werden. 

Die Stromsteuer soll um mindestens 5 Cent/KWh gesenkt und die Netzentgelte reduziert werden. 

Für Unternehmen sind folgende steuerliche Maßnahmen geplant: 

Es soll eine auf die Jahre 2025 bis 2027 befristete degressive AfA für unternehmerische 

Ausrüstungsgegenstände in Höhe von 30 % eingeführt werden, ab dem Jahr 2028 soll die 

Körperschaftsteuer in 5 Schritten um jeweils 1 % abgesenkt und die Thesaurierungsbesteuerung für 

Unternehmen verbessert werden. Es soll auch geprüft werden, ob die gewerblichen Einkünfte neu 

gegründeter Unternehmen ab 2027 unabhängig von ihrer Rechtsform der Körperschaftbesteuerung 

unterliegen können, sodass jedes Unternehmen von der Thesaurierung profitieren kann.  

Die hebeberechtigten Städte und Gemeinden sollen den Gewerbesteuerhebesatz von bislang 200 % auf 

mindestens 280 % anheben müssen. Dies soll einer Wettbewerbsverzerrung entgegenwirken. 

Scheinsitzverlegungen sollen verhindert werden. 

Bei der Mindestbesteuerung soll auf EU-Ebene auf eine Vereinfachung sowie Verhinderung einer 

Benachteiligung deutscher Unternehmen hingewirkt werden. Für Großkonzerne soll die 

Mindestbesteuerung bestehen bleiben. Die Einführung einer Finanztransaktionssteuer auf europäischer 

Ebene soll unterstützt werden. 

Es ist geplant, eine Sonderabschreibung für E-Fahrzeuge einzuführen sowie die Kfz-Steuer-befreiung bis 

2035 zu verlängern. Für Unternehmen soll die Bruttopreisgrenze für Dienstwagen zur Anwendung der 0,25-

%-Regelung auf 100.000 € erhöht werden. Die Agrardiesel-Rückvergütung für die Landwirtschaft soll 
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vollständig wiederhergestellt werden. Die Erhöhung der Luftverkehrssteuer soll rückgängig gemacht 

werden. 

Für Speisen in der Gastronomie soll die Mehrwertsteuer dauerhaft auf 7 % gesenkt und die Bonpflicht 

allgemein wieder abgeschafft werden. Sachspenden an gemeinnützige Organisationen sollen weitgehend 

umsatzsteuerfrei bleiben. Das Gemeinnützigkeitsrecht soll im Hinblick auf das Erfordernis der zeitnahen 

Mittelverwendung vereinfacht werden, ebenso die Sphärenzurechnung bei Einnahmen der Vereine. Es soll 

ein Einfuhrumsatzsteuer-Verrechnungsmodell eingeführt werden. 

Für Privatpersonen sind darüber hinaus folgende Maßnahmen geplant: 

Privathaushalte mit kleinen und mittleren Einkommen sollen beim Umstieg auf E-Mobilität durch einen EU-

Klimasozialfond unterstützt werden. Die Entfernungspauschale für beruflich bedingte Fahrten soll bereits ab 

dem ersten Kilometer von 0,30 €/km auf 0,38 €/km erhöht werden. Bislang gilt erst ab dem 21. 

Entfernungskilometer 0,38 €/km. 

Steuerlich begünstigte energetische Sanierungen an Immobilien sollen auch für geerbte Immobilien 

möglich sein, wenn sie nicht selbst bewohnt sind. 

Im Rahmen der Gemeinnützigkeit sollen die Ehrenamts- und die Übungsleiterpauschale angehoben und die 

Forschungsbedingungen verbessert werden. 

Ferner sollen steuerliche Anreize für längeres Arbeiten im Hinblick auf Lebenserwerbstätigkeit geschaffen 

und die Ableistung von Überstunden über Vollzeittätigkeit hinaus steuerfrei gestellt werden. 

Kinderfreibetrag und Kindergeld, Entlastungsbetrag für Alleinerziehende sollen angepasst, sowie die 

Einführung einer evtl. Arbeitstagepauschale im Rahmen der Werbungskosten zunächst diskutiert werden. 

Die Steuerbürokratie soll weiter abgebaut werden und die Digitalisierung voranschreiten, um weitere 

Vereinfachungen vornehmen zu können.  

11 Fahrtkosten eines Teilzeitstudierenden zwischen Wohnung und 

Studienort 

Der Kläger war Teilzeitstudent an einer Fernuniversität und nicht erwerbstätig. Das Finanzamt sah das 

Studium dennoch als Vollzeitstudium an und berücksichtigte die Fahrtkosten nur mit der 

Entfernungspauschale und nicht für jeden gefahrenen Kilometer. 

Das Finanzgericht und auch der Bundesfinanzhof urteilten jedoch, dass es sich nicht um ein Vollzeitstudium 

handelte. Daher durfte der Kläger die tatsächlichen Fahrtkosten (0,30 €/km für Hin- und Rückweg) als 

Werbungskosten ansetzen. 

Ein Vollzeitstudium liegt demnach nur dann vor, wenn das Studium laut Studienordnung so ausgestaltet ist, 

dass es den Studierenden zeitlich voll beansprucht, vergleichbar mit einer Vollzeitbeschäftigung von ca. 40 

Wochenstunden. Ein Studium in Teilzeit mit z.B. ca. 20 Wochenstunden, auch wenn keine Erwerbstätigkeit 

nebenher erfolgt, gilt nicht als Vollzeitstudium im steuerrechtlichen Sinne. 

Entscheidend für die steuerliche Behandlung ist somit nicht, ob der Studierende erwerbstätig ist, sondern 

allein der zeitliche Aufwand laut Studienordnung. 



 

MandantenInfo Mai/Jun 2025 • Seite 8 von 10 

12 Kein Werbungskostenabzug bei Umzug wegen (erstmaliger) Einrichtung 

des Arbeitszimmers 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 5.2.2025 entschieden, dass Aufwendungen des 

Steuerpflichtigen für einen Umzug in eine andere Wohnung, um dort (erstmals) ein Arbeitszimmer 

einzurichten, nicht als Werbungskosten abzugsfähig sind. Dies gilt auch dann, wenn der Steuerpflichtige – 

wie in Zeiten der Corona-Pandemie – (zwangsweise) zum Arbeiten im häuslichen Bereich angehalten ist 

oder durch die Arbeit im Homeoffice Berufs- und Familienleben zu vereinbaren sucht. 

Die berufstätigen Kläger lebten mit ihrer Tochter in einer 3-Zimmer-Wohnung und arbeiteten nur in 

Ausnahmefällen im Homeoffice. Ab März des Streitjahres 2020 – zunächst bedingt durch die Corona 

Pandemie – arbeiteten die Kläger überwiegend im Homeoffice, dort im Wesentlichen im Wohn-

/Esszimmer. Ab Mai 2020 zogen sie in eine 5-Zimmer-Wohnung, in der sie zwei Zimmer als häusliches 

Arbeitszimmer einrichteten und nutzten. Den Aufwand für die Nutzung der Arbeitszimmer und die Kosten 

für den Umzug in die neue Wohnung machten sie als Werbungskosten geltend. Das Finanzamt (FA) 

erkannte die Aufwendungen für die Arbeitszimmer an, mangels beruflicher Veranlassung lehnte es den 

Abzug der Kosten für den Umzug jedoch ab. 

Das Finanzgericht ließ den Werbungskostenabzug jedoch auch für die Umzugskosten zu und gab der Klage 

insoweit statt. Der Umzug in die größere Wohnung sei beruflich veranlasst gewesen, da er zu einer 

wesentlichen Erleichterung der Arbeitsbedingungen der Kläger geführt habe. Beide verfügten nunmehr 

über ein eigenes Arbeitszimmer und könnten deshalb auch im Homeoffice ihrer beruflichen Tätigkeit 

ungestört nachgehen. 

Dem folgte der BFH nicht und bestätigte die ablehnende Entscheidung des FA. Er stellte maßgeblich darauf 

ab, dass die Wohnung grundsätzlich dem privaten Lebensbereich zuzurechnen sei, die Kosten für einen 

Wechsel der Wohnung daher regelmäßig zu den steuerlich nicht abziehbaren Kosten der Lebensführung 

zählten. Etwas anderes gelte nur, wenn die berufliche Tätigkeit des Steuerpflichtigen den entscheidenden 

Grund für den Wohnungswechsel dargestellt und private Umstände hierfür eine allenfalls ganz 

untergeordnete Rolle gespielt haben. Dies sei nur aufgrund außerhalb der Wohnung liegender Umstände zu 

bejahen, etwa wenn der Umzug Folge eines Arbeitsplatzwechsels gewesen sei oder die für die täglichen 

Fahrten zur Arbeitsstätte benötigte Zeit sich durch den Umzug um mindestens eine Stunde täglich 

vermindert habe. 

Die Möglichkeit, in der neuen Wohnung (erstmals) ein Arbeitszimmer einzurichten, genüge mangels 

objektiven Kriteriums zur Begründung einer beruflichen Veranlassung des Umzugs nicht. Die Wahl einer 

Wohnung sei vielmehr vom Geschmack, den Lebensgewohnheiten, den zur Verfügung stehenden 

finanziellen Mitteln, der familiären Situation und anderen privat bestimmten Vorentscheidungen des 

Steuerpflichtigen abhängig. 

Daran ändert auch die zunehmende Akzeptanz von Homeoffice, Tele- und sogenannter Remote-Arbeit 

nichts. Die Entscheidung, in der neuen, größeren Wohnung (erstmals) ein Zimmer als Arbeitszimmer zu 

nutzen oder die Berufstätigkeit im privaten Lebensbereich (weiterhin) in einer „Arbeitsecke“ auszuüben, 

beruhe auch in Zeiten einer gewandelten Arbeitswelt nicht auf nahezu ausschließlich objektiven beruflichen 

Kriterien. 

Dies gelte auch dann, wenn der Steuerpflichtige über keinen anderen (außerhäuslichen) Arbeitsplatz 

verfüge oder sich durch die Arbeit im Homeoffice Berufs- und Familienleben besser vereinbaren ließen. Die 

berufliche Veranlassung des Umzugs könne schließlich auch nicht darauf gestützt werden, dass bereits der 

Aufwand für die Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers als Werbungskosten abzugsfähig sei. 
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13 Unterschiedliche Sterbetafeln nach Geschlecht für die Erbschaft- und 

Schenkungsteuer verfassungsgemäß 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat am 20.11.2024 entschieden, dass die Nutzung geschlechtsspezifischer 

Sterbetafeln zur Bewertung lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen als Grundlage für die Berechnung 

der Erbschaft- und Schenkungsteuer verfassungsrechtlich zulässig ist. In den zugrunde liegenden Fällen 

hatten die Kläger Anteile an einer GmbH vom Vater erhalten, der sich ein lebenslanges Nießbrauchsrecht 

vorbehielt. Das Finanzamt minderte die Schenkungssteuer entsprechend dem Kapitalwert dieses 

Nießbrauchs, der auf Basis der Lebenserwartung des Vaters mit einem geschlechtsspezifischen 

Vervielfältiger berechnet wurde. 

Die Kläger sahen das Diskriminierungsverbot verletzt. Der BFH wies ihre Revision jedoch zurück. Die 

differenzierte Bewertung sei sachlich gerechtfertigt, sie ermögliche eine realitätsnahe Erfassung der 

tatsächlichen Nutzungen und Leistungen und der Steuerbelastung. Die geschlechtsspezifischen 

Unterschiede in der Lebenserwartung rechtfertigten die Anwendung unterschiedlicher Vervielfältiger. 

Darüber hinaus betreffe die Anwendung des Vervielfältigers die im Vergleich zur Klägerin statistisch kürzere 

Lebenserwartung des Vaters, sodass der Vervielfältiger geringer sei als er bei einer weiblichen Erblasserin 

sei. Die Klägerin erleide durch die Nutzung der Sterbetafel für Männer in Bezug auf den Erblasser keine 

Nachteile. 

Die Entscheidung betraf die Rechtslage im Jahr 2014. Auswirkungen des neuen 

Selbstbestimmungsgesetzes vom 1.11.2024 wurden nicht beurteilt. 

14 Erinnerung: Übergangsfrist für elektronische Kassenmeldesysteme & Co. 

endet am 31.7.2025 

In der Septemberausgabe 2024 wurde an dieser Stelle bereits über die Aufnahme der Meldepflicht für 

elektronische Kassensysteme mit einer technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) ab dem 1.1.2025 

berichtet. Eine entsprechende Meldemöglichkeit hat die Finanzverwaltung geschaffen, welche 

ausschließlich elektronisch per ELSTER über die ERiC-Schnittstelle erfolgen kann. Die Meldung und 

Übermittlung erfolgt für jede Betriebsstätte getrennt innerhalb eines Monats nach Anschaffung, 

Leasingbeginn bzw. -ende oder Außerbetriebnahme. 

Für vor dem 1.7.2025 angeschaffte Kassen ist die Meldung spätestens bis zum 31.7.2025 vorzunehmen, 

für ab dem 1.7.2025 angeschaffte Kassensysteme sowie Außerbetriebnahmen gilt die Monatsfrist. 

Gleiches gilt für Taxameter und Wegstreckenzähler mit TSE. Hier ist auch das Kfz-Kennzeichen mitzuteilen. 

Ohne TSE dürfen diese noch bis zum 31.12.2025 genutzt werden.  

Die Meldung wird bei neu angeschafften Kassen häufig vom Verkäufer bzw. Dienstleister durchgeführt, 

kann aber auch schnell und unkompliziert vom Nutzer selbst oder vom Steuerberater durchgeführt werden.  

Bitte kontaktieren Sie uns, wer die Meldung vornimmt bzw. vorgenommen hat. 

15 Benachteiligung eines Arbeitnehmers durch Kurzarbeitsvereinbarung 

Die Einführung von Kurzarbeit bewirkt eine Herabsetzung der arbeitsvertraglich geschuldeten und 

betriebsüblichen Arbeitszeit, mit der eine proportionale Verkürzung der vertraglich geschuldeten 

Arbeitsvergütung einhergeht. Für die Dauer der Kurzarbeit wird die Vergütungspflicht des Arbeitgebers 

ganz oder teilweise ausgesetzt. Diese Veränderung greift in das grundsätzliche Prinzip ein, dass für 

geleistete Arbeit eine entsprechende Vergütung zu zahlen ist – insbesondere dann, wenn der 



 

MandantenInfo Mai/Jun 2025 • Seite 10 von 10 

Entgeltanspruch bereits unabhängig davon gekürzt werden soll, ob überhaupt Kurzarbeitergeld bewilligt 

wurde. 

Im Hinblick auf die existenzsichernde Funktion des Arbeitsentgelts geht es zu weit, wenn sich der 

Arbeitgeber vorbehält, die Arbeitszeit ohne Einhaltung einer Ankündigungsfrist „wöchentlich anzupassen“ 

sowie die Kurzarbeit „sofort“ abzubrechen und den Arbeitnehmer „jederzeit zur Wiederaufnahme der vollen 

Tätigkeit zurückrufen“ zu können. 

Ferner müssen Regelungen zur Einführung von Kurzarbeit in Allgemeinen Geschäftsbedingungen deren 

voraussichtliches Enddatum nennen. 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir gerne 

zur Verfügung. 

15.1 In eigener Sache… (1) 

Wie Sie vielleicht bereits der Presse entnommen haben, erfolgt – nach langer Zeit - zum 01.07.2025 eine 

moderate Anpassung der Steuerberatergebühren im Rahmen der Steuerberatervergütungsverordnung 

(StBVV). Mit ihr sollen - wenn auch nur zum Teil – die stark gestiegenen, inflationären Personal- und 

Sachkosten der Kanzleien aus der vergangenen Zeit ausgeglichen werden. Die StBVV wird unabhängig von 

uns vom Gesetzgeber allgemeinverbindlich beschlossen und muss somit von uns Steuerberatern 

verpflichtend auch angewandt werden. Von daher bitte ich um Ihr Verständnis. 

15.2 In eigener Sache … (2) 

Wie bereits angekündigt nehmen mein Mann und ich uns vom 26.06. bis zum 13.07.2025 noch ein paar 

Tage Auszeit. Natürlich ist das Team für Sie da und vertritt mich wie immer effektiv und vollständig. 

Unser Umbau bleibt wie immer ein Thema. Unten ist fast alles erledigt, aber ein paar Kleinigkeiten fehlen 

noch, wie sollte es auch anders sein. Immerhin ist unsere Küche jetzt da. So geht es halt Zug um Zug. Und 

dann stehen noch der Garten, die Fassade und oben an und und und…. Aber wie sage ich doch 

immer…Piano: Der Weg ist das Ziel!           

Genießen Sie die Sommertage, lassen Sie es sich nicht zu heiß werden (Kühlen Kopf bewahren!) und vor 

allem bleiben Sie gesund. 

Viele Grüße und bis bald. 

 

 

Christine Hartwig, StBin  


